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Drucksache V/4603 


Der Bundesminister des Innern 

K 4- 310 002/16 


Bonn, den 23. Juli 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bildungsgefälle zwischen den Bundesländern 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. 
Martin und Genossen 
- Drucksache V/3987 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für Wirt- 
schaft, für Angelegenheiten des Bundesrates und der Länder 
und für wissenschaftliche Forschung: 

1. Welche Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern 

bestehen hinsichtlich 

ü) des relativen Schulbesuchs der weiterführenden Schulen, 

b) der Absolventenquoten der Realschulen und Gymnasien, 

c) des Angebots an naturwissenschaftlichem Unterricht in den 
Gymnasien, 

d) des Unterrichtsangebots in den Berufsschulen, 

e) der Konzeption der Pädagogischen Hochschulen und ihrer 
Verbindung mit den Universitäten, 

f) der Ausgaben für die wissenschaftlichen Hochschulen, 
bezogen auf die Zahl der Studierenden? 


a) Relativer Schulbesuch 

Unter dem Begriff „Relativer Schulbesuch" wird im Bildungs- 
wesen der prozentuale Anteil von Schülern an der jeweils 
gleichaltrigen Bevölkerung verstanden. In der Bundesrepublik 
hat namentlich Professor Dr. Friedrich Edding die Bedeutung 
analytischer Vergleiche zwischen Schüler- und Bevölkerungs- 
zahlen für die Bildungspolitik erkannt und herausgestellt (vgl. 
insbesondere v. Carnap-Edding, Der relative Schulbesuch in den 
Ländern der Bundesrepublik 1952- 1960, Frankfurt/Main, 1962). 

Auf Grund der Kleinen Anfrage hat das Statistische Bundesamt 
den relativen Schulbesuch in den einzelnen Bundesländern, auf- 
geschlüsselt nach Schularten, für drei ausgewählte Altersjahr- 
gänge ermittelt. Den Berechnungen liegen Erhebungen der Sta- 
tistischen Landesämter über den Schulbesuch nach dem Stande 
vom Oktober 1967 (Berlin: Mai 1966) zugrunde. 
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Bei einer Bewertung der nachstehenden Übersichten über den 
relativen Schulbesuch von Dreizehnjährigen, Sechzehnjährigen 
und Achtzehnjährigen bitte ich, folgende Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen: 

aa) Als Bezugsgröße für die nach einem bestimmten Monat 
ermittelten Schülerzahlen ist die durchschnittliche Bevölke- 
rung der jeweiligen Geburtsjahrgänge im Jahre 1967 (Ber- 
lin: 1966) zugrundegelegt worden. Hieraus können sich bei 
den Zahlenangaben für die Dreizehnjährigen - die der Voll- 
zeitschulpflicht unterliegen - geringfügige Abweichungen 
von den Sollzahlen ergeben. 

bb) In einem bisher nicht festgestellten Umfang sind das Land 
des Wohnsitzes der Familie eines Schülers und das Land 
des Schulbesuchs nicht identisch. Dies gilt vor allem für den 
Schulbesuch in Stadtstaaten durch Schüler aus den Rand- 
gebieten benachbarter Flächenstaaten. Derartige „Bildungs- 
wanderungen" haben zur Folge, daß der Schulbesuch in 
Stadtstaaten statistisch die 100-Prozent-Grenze übersteigen 
kann. 

cc) Bei den Dreizehnjährigen läßt eine zusammenfassende Be- 
trachtung der Zahlenangaben über den relativen Schul- 
besuch in weiterführenden Schulen darauf schließen, daß in 
einigen Ländern die Unterstufen der Gymnasien in ge- 
wissem Umfang auch Realschulfunktionen wahrnehmen, 
weil der Ausbau des Realschulwesens noch nicht den Bil- 
dungsbedürfnissen der Bevölkerung entspricht. 

dd) Die Zahlenangaben über den relativen Schulbesuch der 
Sechzehnjährigen sind wegen der Umstellung des Schul- 
jahresturnus in den Jahren 1966/67 nur beschränkt ver- 
gleichbar. Der Freistaat Bayern war von dieser Umstellung 
nicht betroffen; die anderen Bundesländer haben diver- 
gierende Übergangsregelungen eingeführt. Dabei haben 
Berlin und Hamburg daran festgehalten, die zu Ostern ein- 
geschulten Schüler auch weiterhin zu Ostern zu entlassen. 
Dies gilt auch für die Haupt- und Sonderschüler in Nieder- 
sachsen. Im übrigen haben die Länder die Ausbildungs- 
gänge durch Kurzschuljahre um jeweils acht Monate ver- 
kürzt. 

ee) In Berlin ist der auffallend niedrige Anteil von 13jährigen 
Realschülern und Gymnasiasten darauf zurückzuführen, daß 
der Übergang von der Volksschule in weiterführende Schu- 
len nach sechs Schuljahren erfolgt. Der hohe Prozentsatz 
16jähriger Volksschüler erklärt sich vor allem aus der Ein- 
führung eines freiwilligen 10. Volksschuljahres. 

ff) Der unverhältnismäßig hohe Anteil an Sonderschülern in 
den Stadtstaaten und im Flächenstaat Schleswig-Holstein ist 
offenbar eine Folge des ausgeprägten Sonderschulwesens in 
diesen Ländern. 
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gg) Auffallende Unterschiede zwischen den Bundesländern 
beim Anteil löjähriger Berufsschüler an der gleichaltrigen 
Wohnbevölkerung erklären sich im wesentlichen aus der 
zeitlich voneinander abweichenden Einführung eines 
9. Pflichtschuljahres, die sich dementsprechend unterschied- 
lich auf eine altersmäßige Verschiebung bei den Berufs- 
schülern auswirkt. Bei Schülern von Berufsaufbauschulen 
mit Teilzeitunterricht sind Doppelzählungen mit Berufs- 
schülern nicht auszuschließen. 

Nach Maßgabe dieser Erläuterungen lassen sich für den Anteil 
von Schülern bestimmter Schularten an der gleichaltrigen 
Wohnbevölkerung folgende Unterschiede zwischen den ein- 
zelnen Bundesländern feststellen: 

- Dreizehnjährige in 



Volks- 

schulen 

(Haupt- 

Sonder- 

schulen 

Realschulen 

Gymnasie] 


schulen) 




Schleswig- 

Holstein 

52,1 

6,4 

24,2 

16,4 

Niedersachsen 

60,0 

4,4 

19,8 

16,0 

Nordrhein- 

Westfalen 

61,4 

3,7 

15,5 

18,1 

Hessen 

53,3 

4,6 

19,7 

20,4 

Rheinland-Pfalz 

69,6 

2,5 

8,2 

19,7 

Saarland 

66,3 

4,0 

8,9 

20,0 

Baden- 

Württemberg 

60,0 

4,1 

14,6 

21,9 

Bayern 

61,4 

2,3 

17,9 

16,8 

Hamburg 

54,8 

8,7 

18,3 

22,9 

Bremen 

51,2 

6,8 

24,0 

22,6 

Berlin 

73,2 

9,6 

5,4 

8,4 


- Sechzehnjährige in 



Berufs- 

schulen 

Berufsfach- 

schulen 

Realschulen 

Gymnasien 

Schleswig- 

Holstein 

59,5 

4,2 

6,4 

12,4 

Niedersachsen *) 

59,3 

9,3 

5,0 

11,5 

Nordhein- 

Westfalen 

68,4 

6,4 

4,3 

13,2 

Hessen 

66,9 

3,9 

3,8 i 

14,8 

Rheinland-Pfalz 

69,9 

5,5 

2,0 

14,2 

Saarland 

65,3 

7,8 

1,8 

15,1 

Baden- 

Württemberg 

64,2 

7,6 

3,4 

15,2 

Bayern 

67,4 

3,3 

7,9 

10,7 

Hamburg 2 ) 

62,7 

12,5 

14,4 

14,4 

Bremen 

79,8 

11,1 

5,9 { 

16,9 

Berlin 3 ) 

9,9 

0,8 

19,1 ! 

17,8 


M Volksschulen 4,4; 2) Volksschulen 8,4; 3) Volksschulen 33,9; Sonder- 
schulen 6,3 
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- Achtzehnjährige in 


Berufs- 

schulen 


Schleswig- 

Holstein 46,6 

Niedersachsen 50,3 

Nordrhein- 

Westfalen 18,7 

Hessen 27,1 

Rheinland-Pfalz 13,2 

Saarland 29,2 

Baden- 

Württemberg 17,9 

Bayern 12,1 

Hamburg 62,4 

Bremen 61,9 

Berlin ‘) 70,3 


9 Volksschulen 1,3; Realschulklassen 3,6 


Berufs- 


aufbau- 

schulen 

Berufsfach- 

schulen 

Gymnasien 

1,4 

0,5 

8,3 

1,2 

1,4 

7,9 

1,8 

1,7 

8,6 

1,8 

0,9 

9,6 

1,6 

1,4 

10,3 

4,0 

1,8 

8,1 

1,2 

1,4 

11,7 

1,5 

0,5 

9,0 

1,5 

5,5 

10,5 

1,2 

, U 

11,6 

1,3 

6,8 

16,4 


Nähere Einzelangaben, insbesondere über Unterschiede im 
Schulbesuch zwischen Jungen und Mädchen, bitte ich den als 
Anlagen 1 bis 3 beigefügten Tabellen des Statistischen Bundes- 
amtes zu entnehmen. 


b) Absolventenquoten der Realschulen und Gymnasien 

Die Absolventenquoten weiterführender Schulen stellen den 
prozentualen Anteil der Jugendlichen mit Realschulabschluß 
oder Abitur an der gleichaltrigen Bevölkerung dar. 

Zur Beantwortung der Kleinen Anfrage hat das Statistische 
Bundesamt die durchschnittlichen Absolventenquoten in den 
Bundesländern für das Jahr 1967 (Berlin: Ostern 1966) errechnet. 
Im Hinblick auf die Fragestellung beschränken sich die Angaben 
auf Realschulabsolventen und Abiturienten. Sie umfassen nicht 
diejenigen Schüler, die im berufsbildenden Schulwesen einen 
der Realschule gleichwertigen Abschluß erlangt oder die das 
Gymnasium mit Oberstufenreife verlassen haben. 

Im Ländervergleich weisen die Absolventenquoten bei den 
Realschulen eine erheblich stärkere Streuung auf als bei den 
Gymnasien. Ursache dafür ist offenbar, daß der intensivere 
Ausbau des Realschulwesens in süd- und südwestdeutschen 
Ländern erst Mitte der 50er Jahre eingesetzt hat und noch nicht 
abgeschlossen ist. 
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Im Realschulbereich weisen die Stadtstaaten Bremen und Berlin 
und der Flächenstaat Schleswig-Holstein die höchsten Absol- 
ventenquoten auf. Die niedrigsten Quoten sind für Rheinland- 
Pfalz und für das Saarland ermittelt worden. Beim Abitur steht 
Bremen ebenfalls an der Spitze vor gleichhohen Quoten in 
Baden-Württemberg, Berlin und Hessen. Die niedrigsten Abi- 
turientenquoten sind, teilweise bedingt durch einen verhältnis- 
mäßig geringen Anteil von Abiturientinnen, in Bayern und in 
Nordrhein- Westfalen festzustellen. 

Im einzelnen hat das Statistische Bundesamt folgende Absol- 
ventenquoten ermittelt, wobei sich Abweichungen von anderen 
bekanntgewordenen Zahlenangaben aus verfeinerten Berech- 
nungsmethoden ergeben, in welchen die nicht unerhebliche 
Altersstreuung bei den Schulabsolventen berücksichtigt ist: 


Schüler Schülerinnen zusammen 

Schleswig-Holstein 


Realschulabschluß 

14,1 

17,5 

15,7 

Abitur 

8,9 

6,2 

7,7 

Niedersachsen 

Realschulabschluß 

12,0 

13,8 

12,9 

Abitur 

9,5 

7,2 

8,4 

Nordrhein- Westfalen 

Realschulabschluß 

9,5 

9,9 

9,6 

Abitur 

9,5 

5,4 

7,5 

Hessen 

Realschulabschluß 

13,1 

13,4 

13,2 

Abitur 

13,5 

8,0 

10,8 

Rheinland-Pfalz 

Realschulabschluß 

3,5 

4,7 

4,1 

Abitur 

10,8 

7,5 

9,2 

Saarland 

Realschulabschluß 

4,1 

4,6 

4,4 

Abitur 

11,1 

6,0 

8,5 

Baden- Württemberg 

Realschulabschluß 

6,4 

7,4 

6,9 

Abitur 

13,4 

8,1 

10,8 

Bayern 

Realschulabschluß 

8,2 

12,7 

10,4 

Abitur 

9,1 

4,8 

7,0 

Hamburg 

Realschulabschluß 

13,2 

14,5 

13,8 

Abitur 

9,2 

6,2 

7,7 

Bremen 

Realschulabschluß 

17,5 

21,2 

19,3 

Abitur 

13,2 

8,9 

11,1 

Berlin 

Realschulabschluß 

14,0 

19,8 

16,8 

Abitur 

11,8 

9,7 

10,8 
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c) Angebot an naturwissenschaftlichem Unterricht in den 
Gymnasien 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder hat sich 
bemüht, für den Unterricht an den Gymnasien einheitliche 
G i' u n d 1 a g e n f e s t z u 1 e g e n . 


Diesem Zweck dienen 

aa) die Richtlinien und Empfehlungen zur Ordnung des Unter- 
richts in den Klassen 5 bis 11 an Gymnasien vom 14. 15. Juni 
1966 und 

bb) die sog. Saarbrücker Rahmenvereinbarung zur Ordnung des 
Unterrichts auf der Oberstufe der Gymnasien vom 29. Sep- 
tember I960. 


Nach, der Saarbrücker Rahmenvereinbarung wird die Arbeit in 
den Klassen 12 und 13 des Gymnasiums durch Kernpflichtfächer, 
weitere verbindliche Unterrichtsfächer und Wahlpflichtfächer 
bestimmt. Von den naturwissenschaftlichen Fächern gehör! 
Physik zu den Kernpflichtfächern der mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen Gymnasien; Chemie und Biologie - in den anderen 
Gymnasialtypen auch Physik - gehören zum Bereich der Wahl- 
pflichtfächer. Dieser Regelung liegt die Absicht einer Stoffver- 
ringerung zugrunde, um in den verbleibenden Unterrichts- 
fächern ein höheres Niveau zu erreichen. Der Primaner soll sich 
mit dem wachsenden Wissen um seine Leistungsfähigkeit und 
in dem Bemühen um die Ausprägung seiner Interessen für ein 
Wahlpflichtfach entscheiden können, in dem er besondere Lei- 
stungen zu erbringen hofft. Tatsächlich entscheiden sich die 
Schüler jedoch häufig nach anderen Gesichtspunkten. Dabei 
spielen nicht nur Vorstellungen vom relativ einfachsten Unter- 
richtsfach eine Rolle, sondern auch berechnende Überlegungen, 
eine bereits erreichte gute Note nicht dem Risiko einer Herab- 
setzung im Reifezeugnis auszusetzen. Auf diese Weise führt die 
Saarbrücker Rahmenvereinbarung zu einer „Abwahl " von natur- 
wissenschaftlichen Unterrichtsfächern, die in der fachlich inter- 
essierten Öffentlichkeit eine zunehmende Kritik ausgelöst hat. 


In den neusprachlichen Gymnasien, dem am häufigsten gewähl- 
ten gymnasialen Schultyp, haben die Schüler der 12. und 
13. Klassen im Jahre 1966 nach Berechnungen des Sekretariats 
der Kultusministerkonferenz, die weitgehend auf Unterlagen 
des Statistischen Bundesamtes beruhen, am naturwissenschaft- 
lichen Unterricht wie folgt teilgenommen (Zahlenangaben in 
Prozentsätzen) : 
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Physik 



12. 

13 . 

Schleswig- 



Holstein 

3,3 

4,1 

Nieder- 



sachsen 

10,8 

12,7 

Nordrhein - 



Westfalen 

19.3 

20,6 

Hessen 

2,2 

1,7 

Rheinland- 



Pfalz 

20,9 

24,9 

Saarland 

12,6 

20,0 

Baden- 



Württemberg 

13,7 

13,1 

Bayern 

38,5 

41,5 

Hamburg 

12,9 

8,9 

Bremen 

6,8 

5,5 

Berlin 

23,7 

27,8 


Chemie 

Biol 

loffie 

12 . 

13 . 

12. 

13 . 

8,7 

7,3 

52,9 

54,8 

11,9 

11,9 

76,3 

75,1 

23,0 

19,8 

56,5 

59,1 

8,8 

8,5 

39,5 

34,5 

17,9 

15,1 

61,2 

60,0 

19,5 

18,3 

37,2 

35,9 

15,4 

15,2 

70,4 

71,3 

59,2 

54,4 

100,0 

100,0 

17,8 

17,8 

67,6 

71,4 

9,4 

16,0 

83,8 

78,3 

2,3 

2,2 

74,1 

70,0 


Mehrere Länder sind neuerdings dazu übergegangen, für die 
12. und 13. Klasse der Gymnasien zwei Wahlpflichtfächer aus 
dem naturwissenschaftlichen Bereich vorzuschreiben. In Bayern 
erhalten alle Schüler der mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Gymnasien einen Unterricht in Physik, Chemie und Biologie. 


d) Unterrichtsangebot in den Berufsschulen 

Das Unterrichtsangebot in den berufsbildenden Teilzeitpflicht- 
schulen (Berufsschulen) variiert unter den Ländern nach Lehr- 
plänen sowie nach tatsächlich erteiltem Unterricht. Lehrplan- 
mäßig sind in den Berufsschulen wöchentlich mindestens acht, 
in einigen Ländern bis zu zwölf Stunden allgemeinbildender 
und berufsbezogener Unterricht vorgesehen; besondere Rege- 
lungen bestehen für den Religionsunterricht, für Leibeser- 
ziehung sowie für Heim- und Familienpflege. Negative Abwei- 
chungen von der vorgeschriebenen Mindeststundenzahl sind 
fast ausschließlich auf ein - nach Fachrichtungen unterschied- 
liches - Defizit an Berufsschullehrern zurückzuführen. 

Nach Berechnungen der Geschäftsstelle des Deutschen Bildungs- 
rates auf der Grundlage von Unterlagen des Statistischen Bun- 
desamtes wurden in den Ländern nach dem Stand vom 15. No- 
vember 1967 durchschnittlich folgende Wochenstunden erteilt 
(nach Berufsschulklassen in Prozentzahlen aufgegliedert): 
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Berufsschulklassen mit . . . Wochenstunden 


Schleswig- 

unter 

5 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

und 

mehr 

Holstein 

Nieder- 

7,4 

1,9 

21,3 

11,9 1 47,2 

4,3 

3,4 0,4 

2,2 

sachsen 

Nordrhein- 

6,3 

9,3 

31,5 

23,2 

26,3 

1,5 ' 

0,8 1 0,2 

i 

0,8 

Westfalen 

13,8 

20,2 

31,2 

15,5 

11,8 

3,1 

1,8 ! 

1,0 

1,6 

Hessen 

Rheinland- 

10,0 

14,2 

21,4 

23,2 

27,0 

1,8 

1 , 1 : 

0,5 

2,4 

Pfalz 

2,2 

4,6 

13,9 

17,9 

39,8 

12,5 

5,2 

1,5 

2,4 

Saarland 

Baden- 

2,1 

9,9 

20,4 

1 

23,0 

12,2 

15,1 

8,3 ! 7,3 

1,7 

Württemberg 

4,2 

7,3 

7,8 

26,7 

32,3 

17,3 

2,9 0,7 

0,8 

Bayern 

1,9 

1,2 

2,0 

27,2 

62,0 

4,2 

0,4 0,2 

0,9 

Hamburg 

2,0 

1,5 

6,9 

3,5 

; 49,4 

5,8 

13,1 

4,2 

13,6 

Bremen 

3,8 

2,4 

35,3 

12,7 

17,6 

15,9 

5,8 j 1,0 

5,5 

Berlin 

0,1 

1,7 

0,9 

7,6 

' 53,1 

3,5 

0,9 ' 0,3 

31,9 


e) Konzeption der Pädagogischen Hochschulen und ihrer Ver- 
bindung mit den Universitäten 

Der Status der Pädagogischen Hochschulen und ihr Verhältnis 
zu den Universitäten sind sowohl nach der bestehenden Rechts- 
lage als auch nach den sich abzeichnenden Entwicklungstenden- 
zen unterschiedlich. Sie werden gegenwärtig überwiegend als 
Hochschulen eigenständiger Prägung bezeichnet, deren Haupt- 
aufgabe in der Ausbildung von Grund-, Haupt- und Sonder- 
schullehrern besteht, in einigen Ländern aber auch die Aus- 
bildung von Realschullehrern und Berufsschullehrern ein- 
schließt. Im Zuge einer zunehmend wissenschaftlichen Ausge- 
staltung der Institutionen und ihrer Aufgaben lassen sich zwei 
Entwicklungslinien unterscheiden: 

aa) Integration der Einrichtungen der Lehrerbildung in die 
Universitäten, 

bb) Ausbau von Pädagogischen Hochschulen zu selbständigen 
wissenschaftlichen Hochschulen, die ihre Aufgaben in fach- 
lichem und personellem Zusammenwirken mit den Uni- 
versitäten wahrnehmen sollen. 

Der ersten Alternative entspricht die herkömmliche Regelung in 
Hamburg; dort obliegt dem, in Abteilungen gegliederten, Päd- 
agogischen Institut der Universität die praktische pädagogische 
Ausbildung für den Lehrerberuf und die damit zusammenhän- 
gende pädagogische Forschung. In ähnlicher Weise hat das Land 
Hessen die im Jahre 1958 errichteten Hochschulen für Erziehung 
inzwischen als Erziehungswissenschaftliche Abteilungen in die 
Universitäten Frankfurt und Gießen integriert. Berlin strebt 
eine Eingliederung der Pädagogischen Hochschule in die Freie 
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Universität an; zu diesem Zweck hat der Landesgesetzgeber 
zunächst die Bildung eines von beiden Hochschulen paritätisch 
besetzten Koordinierungsausschusses beschlossen. An der im 
Aufbau befindlichen Universität Bremen soll die Abteilung 
Philosophie, Psychologie und Pädagogik auch die Ausbildung 
der Grund-, Haupt- und Realschullehrer übernehmen. 

Demgegenüber sieht der Regierungsentwurf eines Bayerischen 
Hochschulgesetzes vor, die sieben staatlichen Pädagogischen 
Hochschulen - bisher verwaltungsmäßig den Universitäten an- 
gegliedert - in zwei eigenständigen wissenschaftlichen Hoch- 
schulen mit Promotions- und Habilitationsrecht zusammenzu- 
fassen. Mit dieser Zielsetzung folgt Bayern der im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Ausprägung des pädagogischen Hochschul- 
wesens auch in anderen Bundesländern zu beobachtenden Kon- 
zentrationsentwicklung. Sie wurde eingeleitet in Nordrhein- 
Westfalen durch Umwandlung von 15 Pädagogischen Hoch- 
schulen in drei, regional in Abteilungen untergliederte, Hoch- 
schulen neuen Typs, deren Habilitationsordnungen im vergan- 
genen Jahr genehmigt worden sind; der Hochschulplanungs- 
beirat hat empfohlen, diese Hochschulen als selbständige wis- 
senschaftliche Hochschulen weiter auszubauen, ihre Kooperation 
mit den Universitäten zu sichern und ihnen weitere Aufgaben 
der Lehrerbildung - namentlich hinsichtlich des Realschul- 
lehrernachwuchses - zu übertragen. 

Kürzlich haben auch Niedersachsen und Rheinland-Pfalz die 
besonderen Einrichtungen der Lehrerbildung zu einer Pädagogi- 
schen bzw. Erziehungswissenschaftlichen Hochschule zusammen- 
gefaßt, die regional getrennte Abteilungen mit teilweise schwer- 
punktmäßig zugewiesenen Aufgaben unterhalten. Bemerkens- 
wert für eine Aufgabenteilung und Kooperation zwischen Uni- 
versität und Pädagogischer Hochschule ist die Realschullehrer- 
ausbildung in Niedersachsen, die ein fachwissenschaftliches 
Studium von sechs Semestern an der Universität und ein zwei- 
semestriges pädagogisches Studium an besonderen Lehrerbil- 
dungseinrichtungen in Braunschweig oder Göttingen umfaßt. 
Hinweisen möchte ich ferner auf die Erwägungen, eine Pädago- 
gische Universität im Nordwesten des Landes Niedersachsen zu 
errichten. 

Im Saarland und in Schleswig-Holstein erfolgt der weitere Aus- 
bau der Pädagogischen Hochschulen ebenfalls mit dem beson- 
deren Ziel, die Voraussetzungen für eine stärkere Ausprägung 
des wissenschaftlichen Charakters der Lehrerbildung zu schaf- 
fen. In Schleswig-Holstein besteht eine, gesetzlich vorgesehene, 
ständige gemeinsame Kommission aus Vertretern der Univer- 
sität Kiel und der Pädagogischen Hochschulen, welche die Zu- 
sammenarbeit gewährleisten und vertiefen soll. 

Eine vermittelnde Auffassung zwischen den Konzeptionen, die 
Lehrerbildung in die Universität zu integrieren oder die Päd- 
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agogischen Hochschulen zu selbständigen wissenschaftlichen 
Hochschulen fortzuentwickeln, nimmt die Landesregierung von 
Baden-Württemberg ein. Im Rahmenplan für einen differen- 
zierten Hochschulbereich wird angestrebt, an der Universität 
Konstanz das Modell einer integrierten Gesamthochschule zu 
verwirklichen. Für andere regionale Bereiche des Landes ist vor- 
gesehen, die Pädagogischen Hochschulen vor allem an univer- 
sitätsnahen Orten weiter auszubauen, dabei Schwerpunkte für 
die Ausbildung von Sonderschullehrern, Reallehrern und Berufs- 
schullehrern zu bilden und die Zusammenarbeit mit den Uni- 
versitäten in fachlicher und personeller Hinsicht zu inten- 
sivieren. 

f) Ausgaben für die wissenschaftlichen Hochschulen , bezogen 
auf die Zahl der Studierenden 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind bisher keine befrie- 
digenden Berechnungsmethoden entwickelt worden, um eine 
vergleichende Wertung der finanziellen Leistungen der ein- 
zelnen Bundesländer für die wissenschaftlichen Hochschulen 
vornehmen zu können. Ein solcher Vergleich setzt zumindest 
eine einheitliche Hochschulfinanzstatistik voraus. Er müßte vor 
allem auch die unterschiedliche Struktur der einzelnen Hoch- 
schulen berücksichtigen. Für einen auf die Anzahl der Studie- 
renden bezogenen Vergleich der Ausgaben erschiene überdies 
eine Unterscheidung nach den für den Lehrbetrieb und für die 
Forschungsaufgaben der Hochschulen verausgabten Beträgen 
angebracht, die jedenfalls derzeit kaum zu verwirklichen ist. 
Die bisher angestellten Untersuchungen haben daher nur einen 
begrenzten Aussagewert. 

Professor Dr. Konrad Littmann, Hamburg, ist kürzlich in einem 
Gutachten „Zur Finanzierung der Universitäten (ohne Univer- 
sitätskliniken) durch die Bundesländer" - in der die Investitio- 
nen für Universitätsbauten sowie alle Ausgaben für die Hoch- 
schulkliniken und die einzelnen Universitäten angeschlossenen 
Pädagogischen Institute ausgeklammert sind - zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die Hochschulausgaben pro Student (ohne Medi- 
ziner) die relativ höchsten Zahlenwerte in Berlin, Rheinland- 
Pfalz und Schleswig-Holstein, die relativ niedrigsten Zahlen- 
werte in Hamburg und Bayern erreichen. Dieses Gutachten ist 
allerdings umstritten; der Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg ist ihm entgegengetreten. 

Modellrechnungen über die Finanzleistungen der Länder für die 
Universitäten sind auch im Statistischen Bundesamt angestellt 
worden. Sie haben ergeben, daß die Rangfolge der Länder in den 
Ausgaben für ihre Hochschulen je nach der gewählten Bezugs- 
größe - Anzahl der Einwohner, Anzahl der Studenten oder An- 
teil am Landeshaushalt - erheblich differiert (vgl. Elmar Freund: 
Zur Problematik der Erfassung und Darstellung der Ausgaben 
für wissenschaftliche Hochschulen, Wirtschaft und Statistik, 
1968, Seite 535 ff.). Von Länderseite wird in diesem Zusammen- 
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hang auch auf die Be- oder Entlastung hingewiesen, die durch 
den unterschiedlichen Anteil von Studenten aus dem Sitzland 
der jeweiligen Hochschulen und aus anderen Bundesländern 
entsteht. Nach derartigen Berechnungen, die im Hinblick auf den 
Grundsatz der Freizügigkeit freilich problematisch sind, be- 
suchen vor allem Studenten aus Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen die Universitäten anderer Bundesländer; die wissen- 
schaftlichen Hochschulen in Bayern, Baden-Württemberg, Berlin 
und Hamburg weisen einen teilweise recht erheblichen Anteil 
an Studenten aus anderen Bundesländern auf. 

2 . Wie beurteilt die Bundesregierung den unterschiedlichen Ausbau 
der Bildungseinrichtungen in den einzelnen Bundesländern unter 
dem Gesichtspunkt der Verwirklichung des Rechts auf Bildung 
und der Gleichheit der Bildungschancen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der kontinuierliche 
Ausbau differenzierter Bildungseinrichtungen unter angemes- 
sener regionaler und örtlicher Streuung eine wesentliche Vor- 
aussetzung ist, um die Gleichheit der Bildungschancen zu ver- 
wirklichen. Sie weist darauf hin, daß es sich bei den unter 
Ziffer 1 genannten Zahlenangaben um Durchschnittswerte auf 
Landesebene handelt. Nach dem Ergebnis wissenschaftlicher 
Untersuchungen (vgl. insbesondere Hansgert Peisert, Soziale 
Lage und Bildungschancen in Deutschland, München 1967) be- 
steht innerhalb der einzelnen Bundesländer ein teilweise erheb- 
lich stärkeres Bildungsgefälle, als die statistischen Durchschnitts- 
werte erkennen lassen. In Anbetracht solcher landesinternen 
Unterschiede im Bildungsangebot kommt dem Gleichheitsgrund- 
satz des Artikels 3 GG neben dem in einigen Landesverfassun- 
gen verankerten Recht auf Bildung und Erziehung eine beson- 
dere Bedeutung zu. 

Das Bildungsgefälle ist allerdings nicht nur auf unterschiedliche 
Bildungsmöglichkeiten, namentlich im Verhältnis von Stadt und 
Land, sondern auch auf unterschiedliche Bildungsvorstellungen 
und Lebensgewohnheiten zurückzuführen. Insofern sind vor 
allem die Unterschiede beim relativen Schulbesuch von Jungen 
und Mädchen aufschlußreich, daneben aber auch Ergebnisse 
soziologischer Untersuchungen über das Bildungsgefälle selbst 
innerhalb größerer Städte. 

Der Bundeminister des Innern hat im Frühjahr 1968 die raum- 
ordnungspolitischen Probleme der regionalen Streuung weiter- 
führender Schulen und der Ausschöpfung von Begabungsreserven 
in ländlichen Räumen mit der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder erörtert. Im Hinblick auf die Gleichheit der 
Bildungschancen ist die Bundesregierung ferner der Auffassung, 
daß die Ausgleichsfunktion einer vorschulischen Erziehung und 
die Beschränkung der Klassenfrequenzen in den Grundschulen 
auf einen pädagogisch vertretbaren Umfang eine besondere 
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Beachtung bei Reformen des Bildungswesens verdienen. Die 
Bundesregierung befindet sich hierbei in Übereinstimmung mit 
Überlegungen, die gegenwärtig in der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates angestellt werden. 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die in einzelnen Bundes- 
ländern bestehenden Pläne zur generellen Einführung der inte- 
grierten Gesamtschule unter dem Gesichtspunkt der Aufrecht- 
erhaltung und Verbesserung der Mobilität der Bevölkerung mit 
schulpflichtigen Kindern? 

Nach Auffassung der Bundesregierung liegen in der Bundes- 
republik bisher noch keine genügenden wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und praktischen Erfahrungen vor, um die pädago- 
gische Leistungsfähigkeit der integrierten Gesamtschule im Ver- 
gleich zu herkömmlichen Schularten und -formen hinreichend 
beurteilen zu können. Die Bundesregierung hält es daher - auch 
im Hinblick auf die aktuelle bildungspolitische Diskussion um 
das Für und Wider von Gesamtschulen - für angebracht, die am 
9. Mai 1969 veröffentlichten Empfehlungen der Bildungskom- 
mission des Deutschen Bildungsrates über die Einrichtung von 
Schulversuchen mit Gesamtschulen alsbald aufzugreifen. Sie hält 
den Vorschlag, zur Verwirklichung dieses Versuchsprogramms 
sowohl in Städten verschiedener Größenordnung als auch in 
ländlichen Gegenden insgesamt etwa 40 integrierte und differen- 
zierte Gesamtschulen einzurichten, für angemessen und rea- 
listisch. Ihr ist bekannt, daß innerhalb der Bundesrepublik der- 
zeit 40 bis 50 Gesamtschulvorhaben bestehen. Einige Schulen 
dieser Art haben ihre Arbeit bereits aufgenommen; bei anderen 
handelt es sich um Planungen auf längere Sicht. 

Unter dem Gesichtspunkt der Mobilität der Bevölkerung mit 
schulpflichtigen Kindern und im Interesse der Wahrung und 
Förderung einheitlicher Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
würde es die Bundesregierung verfassungs- und bildungspoli- 
tisch für durchaus problematisch halten, wenn in einzelnen 
Bundesländern ohne Übereinstimmung mit den anderen Län- 
dern generell die integrierte Gesamtschule eingeführt und da- 
durch eine von Land zu Land unterschiedliche Grundstruktur des 
Schulwesens entstehen würde. In diesem Zusammenhang ist dar- 
auf hinzuweisen, daß im Jahre 1966 nahezu 1,1 Mio Einwohner 
der Bundesrepublik über Landesgrenzen hinweg einen anderen 
Wohnsitz genommen haben. Indessen ist der Bundesregierung 
bekannt, daß die generelle Einführung integrierter Gesamt- 
schulen in einigen Bundesländern zwar als Fernziel angestrebt, 
die Planung und Entwicklung solcher Schulen aber behutsam 
und unter Berücksichtigung der Belange von Schülern, Eltern 
und Lehrern vorgenommen wird. Auch das hessische Gesetz zur 
Änderung der hessischen Schulgesetze vom 29. März 1969 
(GVB1. S. 44), das die Gesamtschule ausdrücklich erwähnt, be- 
schränkt sich insoweit im wesentlichen auf organisatorische 
Regelungen, die zunächst auf additive Zwischentypen von 
Gesamtschulen abzielen. 
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Auf der Grundlage der erwähnten Empfehlungen der Bildungs- 
kommission würde der Übergang von einer Hauptschule, einer 
Realschule oder einem Gymnasium auf eine integrierte Gesamt- 
schule im allgemeinen nicht mehr Schwierigkeiten bereiten, als 
ohnehin mit einem Schulwechsel verbunden sind. Umgekehrt 
wäre aber der Wechsel von einer Gesamtschule zu Einrichtun- 
gen des herkömmlichen Schulsystems wegen der unterschied- 
lichen Lehrplangestaltung und der in Gesamtschulen vorge- 
sehenen Leistungsdifferenzierung nach Niveaukursen vor allem 
für Schüler in den oberen Klassen der Mittelstufe problematisch. 
Deshalb dürfte die Teilnahme an Schulversuchen mit Gesamt- 
schulen für Schüler aus ortsverbundenen Familien angebrachter 
sein als für Schüler aus Familien, die aus beruflichen Gründen 
von Zeit zu Zeit mit einem Wohnsitzwechsel zu rechnen haben. 


Benda 
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Tabelle 1 Relativer Schulbesuch der Dreizehnjährigen 

Allgemeinbildende und berufsbildende Schulen - Länder des Bundesgebietes - 

Stand; Oktober 1967 


Land e r 

Geschlecht 

Durchs chnittl, 
Bevölkerung 
in 1000 

Insgesamt 

Volksschulen 

Sonderschulen Realschulen 

Sonder sch ulk lass en Realschulk lassen 

Gymnasien 

Berufsschulen 

, Berufsaufbau- : 

schulen (Voll- u, 
Teilzeitschulen) ! 

Berufs- 

fachschulen 



Abs. 


Abs. 

' 0 '(i 

Abs. 


Abs. 

% 

Abs, 

, 

Abs. | 

■Yo 

! Abs. | °/u ! 

Abs. j 

■/. 

Schleswig -Ho! stein 

männlich 

16,1 

15 960 

99,27 

8 224 

51,15 

1 216 

7,56 

3 525 

21,92 

2 813 

17,50 

181 

1,13 

1 0,01 




weiblich 

15,1 

15 110 

100,39 

7 996 

53,13 

771 

5,12 

4 006 

26,62 

2 268 

15,20 

49 

0,33 




•zusammen 

31,1 

31 070 

99,81 

16 220 

52,1 1 

1 987 

6,38 

7 531 

24,19 

5 101 

16,39 

230 

0,74 

1 0,01 

- 

- 

Niedersachsen 

männlich 

49,0 

48 848 

99,65 

29 180 

59,53 

2 480 

5,06 

8 967 

18,29 

8 219 

16,77 




2 

0,00 


weiblich 

46,7 

46 994 

100,71 

28 187 

60,41 

1 723 

3,69 

9 970 

21,37 

7 112 

15,24 




2 

0,00 


zusammen 

95,7 

95 842 

100,16 

57 367 

59,96 

4 203 

4,39 

18 937 

19,79 

15 331 

16,02 


- 


4 

0,00 

Nordrhein-Westf. 

männlich 

116,5 

115 082 

98,78 

70 165 

60,22 

5 033 

4,32 

17 502 

15,02 

22 330 

19,17 

41 

0,04 


11 

0,01 


weiblich 

111,4 

110 153 

98,92 

69 797 

62,68 

3 311 

2,97 

17 911 

16,08 

18 905 

16,98 

200 

0,18 


29 

0,03 


zusammen 

227,9 

225 235 

98,85 

1 39 962 

61,42 

8 344 

3,66 

35 413 

15,54 

41 235 

18,10 

241 

0,11 


40 

0,02 

Hessen 

männlich 

33,7 

34 265 

101,62 

17 798 

52.78 

1 834 

5,44 

6 289 

18,65 

7 489 

22,21 

56 

0,17 

9 0,03 

790 

2,34 


weiblich 

32,1 

32 417 

101,01 

17 257 

53,77 

1 169 

3,64 

6 670 

20,78 

5 947 

18,53 

4 

0,01 


1 370 

4,27 


zusammen 

65,8 

66 682 

101,32 

35 055 

53,27 

3 003 

4,56 

12 959 

19,69 

13 436 

20,42 

60 

0,09 

9 0,01 

2 160 

3,28 

Rheinland-Pfalz 

männlich 

28,3 

28 372 

100.20 

19 356 

68,36 

811 

2,86 

2 125 

7,51 

6 079 

21,47 



1 0,00 




weiblich 

27,1 

27 006 

99,61 

19 195 

70,80 

579 

2,14 

2 406 

8,87 

4 819 

17,77 



7 

0,03 


zusammen 

55,4 

55 378 

99,91 

38 551 

69,55 

1 390 

2,51 

4 531 

8,17 

10 898 

19,66 



1 0,00 

7 

0,01 

Baden-Württembq. 

männlich 

58,4 

58 829 

100,74 

34 054 

58,32 

2 777 

4,76 

7 679 

13,15 

14 314 

24,51 

3 

0,01 


2 

0,00 


weiblich 

56,2 

56 370 

100,22 

34 730 

61,75 

1 867 

3,32 

9 000 

16,00 

10 757 

19,12 

8 

0,01 


8 

0,01 


zusammen 

114,6 

115 199 

100,49 

68 784 

60,00 

4 644 

4,05 

16 679 

14,55 

25 071 

21,87 

11 

0,01 


10 

0,01 

Bayern 

männlich 

69,4 

70 142 

101,04 

42 357 

61,02 

1 864 

2,69 

10 530 

15,17 

13 869 

19,98 

1 

0,00 


1 521 

2,19 


weiblich 

66,0 

66 630 

100,91 

40 826 

61,83 

l 238 

1,88 

13 688 

20,73 

8 830 

13,37 

3 

0,01 


2 045 

3,10 


zusammen 

135,5 

136 772 

100,98 

83 183 

61,41 

3 102 

2,29 

24 218 

17,88 

22 699 

16,76 

4 

0,00 


3 566 

2,63 

Saarland 

männlich 

9,2 

9 171 

99,39 

5 911 

64,06 

407 

4,41 

732 

7,39 

2 121 

22,99 







weiblich 

9,0 

8 868 

99,12 

6 145 

68,68 

326 

3,64 

885 

9,98 

l 512 

16,90 

_ 

_ 

_ 

_ 



zusammen 

18,2 

18 039 

99,26 

12 056 

66,34 

733 

4,03 

1 617 

8,90 

3 633 

19,99 

- 


- 

- 


1 lamburg 

männlich 

8,7 

9 157 

105,40 

4 798 

55,23 

890 

10,24 

1 392 

16.02 

2 076 

23,90 

1 

0,01 





weiblich 

8,3 

8 644 

103,99 

4 522 

54,40 

586 

7,05 

1 711 

20,59 

1 822 

21,92 

1 

0,01 


2 

0,02 


zusammen 

17,0 

17 801 

104,71 

9 320 

54,82 

1 476 

8,68 

3 103 

18,25 

3 898 

22 93 

2 

0,01 


2 

0,01 

Bremen 

männlich 

4,2 

4 439 

104,77 

2 208 

52,11 

311 

7,34 

945 

22,30 

975 

23,01 







weiblich 

4,0 

4 204 

104,21 

2 019 

50,15 

253 

6,28 

1 036 

25,73 

895 

22,23 

3 

0,03 





zusammen 

8,3 

8 643 

104,60 

4 227 

51,16 

564 

6,83 

1 981 

23,97 

1 870 

22,63 

1 

0,0! 




Berlin (West) ‘) 

männlich 

9,0 

8 692 

96,73 

6 431 

71,57 

1 074 

11,95 

394 

4,39 

793 

8,83 







weiblich 

8.5 

8 144 

96,42 

6 324 

74,88 

600 

7,10 

546 

6,47 

674 

7,98 







zusammen 

17,4 

16 836 

96,58 

12 755 

73,17 

1 674 

9,60 

940 

5,39 

I 467 

8,42 






Bundesgebiet 

männlich 

402,6 

402 957 

100,09 

240 482 

59,73 

18 697 

4,64 

60 080 

14,92 

81 078 

20,14 

283 

0,07 

11 0,00 

2 326 

0,58 

insgesamt 

weiblich 

384,3 

384 540 

100,07 

236 998 

61.67 

12 423 

3,23 

67 829 

17,65 

63 561 

16,54 

266 

0,07 


3 463 

0,90 


zusammen 

786,9 

787 497 

100.08 

477 480 

60,68 

31 120 

3,96 

127 909 

16,26 

144 639 

18,38 

549 

00,7 

11 0,00 

5 789 

0,74 


l ) Für Berlin (West) gelten die Ergebnisse aas der Erhebung 1966, da für 1967 noch keine vollständigen Angaben vorliegen 
Quelle: Statistisches Bundesamt, V]1 B. 
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Tabelle 2 Relativer Schulbesuch der Sechzehnjährigen 

Allgemeinbildende und berufsbildende Schulen - Länder des Bundesgebietes - 

Stand: Oktober 1967 


Länder 

1 Geschlecht 

Durchschnittl. 

Bevölkerung 

Insgesamt 

Volksschulen 

Sonderschulen 

1 Sonderschulklassen' 

Realschulen 

Realschulklassen 

Gymnasien 

Berufsschulen 

Berufsaufbau- 
schulen (Voll- u. 
Teilzeitschulen) 

Berufs- 

fachschulen 


1 1 

in 1000 

\ Abs. 

! 

| Abs. 

i 

| Abs. 

l>, 0 j 

Abs. 

; 

Abs. 

i Vn 

Abs. 


: Abs. [ 

ü ; 0 

Abs. 

•'« 

Schleswig-Holstein 

männlich 

16,5 

14 467 

87,81 

96 

0,58 

52 

0,32 

1 303 

7,91 

2 264 

13,'M 

9 944 

60,35 

298 

1,81 

510 

3,10 

weiblich 

15,5 

12 496 

80,61 

50 

0,32 

38 

0,25 

753 

4,86 

1 709 

11,02 

9 095 

58,67 

17 

0,11 

834 

5,38 


zusammen 

32,0 

26 963 

84,32 

146 

0,46 

90 

0,28 

2 056 

6,43 

3 973 

12,42 

19 039 

59,54 

315 

0,99 

1 344 

4,20 

Niedersachsen 

männlich 

50,6 

46 009 

91,00 

2 615 

5,17 

267 

0,53 

3 015 

5,96 

6 304 

12,4 7 

3Ö 744 

60,81 

195 

0,39 

2 869 

5,67 


weiblich 

47,5 

42 338 

89,10 

1 670 

3,52 

162 

0,34 

1 931 

4,06 

4 935 

10 39 

27 400 

57,66 

3 

0,01 

6 237 

13,13 


zusammen 

98,1 

88 347 

90,08 

4 285 

4,37 

429 

0,44 

4 946 

5,04 

1 1 239 

11,46 

58 144 

59,28 

198 

0,20 

9 106 

9,28 

Nordrhein-Westf. 

männlich 

113,1 

107 485 

95,08 

188 

0,17 

53 

0,05 

5 717 

5,06 

16 386 

14,5) 

78 612 

69,54 

1 187 

1,05 

5 342 

4,73 


weiblich 

108,0 

98 536 

91,22 

88 

0,08 

19 

0,02 

3 704 

3,43 

12 733 

11,79 

72 615 

67,23 

586 

0,54 

8 791 

8,14 


zusammen 

221,1 

206 021 

93,20 

276 

0,13 

72 

0,03 

9 421 

4,26 

29 119 

13,17 

151 227 

68,41 

1 773 

0,80 

14 133 

6,39 

Hessen 

männlich 

35,0 

32 956 

94,10 

31 

0,09 

40 

0,11 

1 635 

4,67 

6 122 

17,48 

23 389 

66,78 

704 

2,01 

1 035 

2,96 


weiblich 

33,4 

29 001 

86,97 

16 

0,05 

51 

0,15 

942 

2,83 

3 998 

1 1 ,99 

22 327 

66,96 

40 

0,12 

1 627 

4,88 


zusammen 

68,4 

61 957 

90,62 

47 

0,07 

91 

0,13 

2 577 

3,77 

10 120 

14,80 

45 716 

66,87 

744 

1,09 

2 662 

3,89 

Rheinland-Pfalz 

männlich 

28,4 

26 618 

93,61 

18 

0,06 

32 

0,11 

615 

2,16 

4 550 

16,00 

19 858 

69,84 

381 

1,34 

1 164 

4,09 


weiblich 

26,9 

24 574 

91,46 

18 

0,07 

26 

0,10 

508 

1,89 

3 292 

12,25 

18 817 

70,03 

29 

0,11 

1 884 

7,01 


zusammen 

55,3 

51 192 

92,57 

36 

0,07 

58 

0,11 

1 123 

2,03 

7 842 

14,18 

38 675 

69,93 

410 

0,74 

3 048 

5,51 

Baden-Württembg. 

männlich 

58,1 

56 399 

97,00 

105 

0,18 

115 

0,20 

2 289 

3,94 

10 409 

17,90 

38 877 

66,86 

1 530 

2,63 

3 074 

5,29 

weiblich 

55,8 

48 606 

87,06 

62 

0,11 

76 

0,14 

1 608 

2,89 

6 910 

12,38 

34 296 

61,43 

58 

0,10 

5 596 

10,02 


zusammen 

114,0 

105 005 

92,13 

167 

0,15 

191 

0,17 

3 897 

3,42 

17 319 

15,20 

73 173 

64,20 

l 588 

1,39 

8 670 

7,61 

Bayern 

männlich 

69,4 

67 439 

97,15 

20 

0,03 

71 

0,10 

5 443 

7,84 

9 770 

14,07 

48 495 

69,86 

1 527 

2,20 

2 113 

' 3,04 

weiblich 

66,0 

55 776 

84,58 

12 

0,02 

52 

0,08 

5 243 

7,95 

4 756 

7,21 

42 724 

64,78 

654 

0,99 

2 335 

3,54 


zusammen 

135,4 

123 215 

91,03 

32 

0,02 

123 

0,09 

10 686 

7,89 

14 526 

10,73 

91 219 

67,39 

2 181 

1,61 

4 448 

3,29 

Saarland 

männlich 

weiblich 

8,8 

8,4 

8 527 

7 496 

96,48 

88,82 

1 

0,00 

2 

0,00 

201 

113 

2,27 

1,34 

1 648 

956 

18,65 

11,33 

6 006 

5 272 

67,96 

62,46 

318 

155 

3,60 

1,84 

351 

1 000 

3,97 

11,85 


zusammen 

17,3 

16 023 

92,74 

1 

0,00 

2 

0,00 

314 

1,82 

2 604 

15,07 

11 278 

65,27 

473 

2,74 

1 351 

7,82 

Hamburg 

männlich 

9,4 

10 588 

112,52 

931 

9,89 

119 

1,26 

1 287 

13,68 

1 442 

15,32 

5 993 

63,69 

10 

0,11 

806 

8,57 

weiblich 

9,1 

10 472 

115,08 

631 

6,93 

76 

0,84 

1 383 

15,20 

1 227 

13,48 

5 619 

61,75 

3 

0,03 

1 533 

16,85 


zusammen 

18,5 

21 060 

113,78 

1 562 

8,44 

195 

1,05 

2 670 

14,43 

2 669 

14,42 

11 612 

62,73 

13 

0,07 

2 339 

12,64 

Bremen 

männlich 

4,5 

5 217 

117,10 

37 

0,83 

7 

0,16 

318 

7,14 

819 

18,38 

3 702 

83,10 

10 

0,22 

329 

7,39 

weiblich 

4,2 

4 747 

112,78 

24 

0,57 

5 

0,12 

197 

4,68 

646 

15,35 

3 210 

76,27 

37 

0,88 

629 

14,92 


zusammen 

8,7 

9 964 

115,01 

61 

0,70 

12 

0,14 

515 

5,94 

1 465 

16,91 

6 912 

79,78 

47 

0,54 

957 

11,05 

Berlin (West) *) 

männlich 

11,2 

9 735 

86,87 

3 894 

34,75 

812 

7,25 

1 931 

17,23 

1 863 

16,63 

1 192 

10,64 

15 

0,13 

28 

0,25 

weiblich 

10,7 

9 474 

88,80 

3 530 

33,09 

562 

5,27 

2 256 

21,15 

2 020 

18,93 

963 

9,03 

1 

0,00 

142 

1,33 


zusammen 

21,9 

19 209 

87,81 

7 424 

33,94 

1 374 

6,28 

4 187 

19,14 

3 883 

17,75 

2 155 

9,85 

16 

0,07 

170 

0,78 

Bundesgebiet 

männlich 

405,0 

385 440 

95,17 

7 936 

1,96 

1 570 

0,39 

23 754 

5,87 

61 577 

15,20 

266 812 

65,88 

6 175 

1,53 

17 621 

4,35 

insgesamt 

weiblich 

385,4 

344 461 

89,37 

6 101 

1,58 

1 067 

0,28 

18 649 

4,84 

44 116 

11,45 

242 338 

62,87 

1 583 

0,41 

30 607 

7,94 

zusammen 

790,5 

729 901 

92,34 

14 037 

1,78 

2 637 

0,33 

42 403 

5,36 

105 693 

13,37 

509 150 

64,41 

7 758 

0,98 

48 228 

6,10 


‘) Für Berlin (West) gelten die Ergebnisse aus der Erhebung 1966, da für 1967 noch keine vollständigen Angaben vorliegen 
Quelle: Statistisches Bundesamt, VII B. 


I 


Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode Drucksache V/4603 



Tabelle 3 Relativer Schulbesudi der Achtzehnjährigen 

Allgemeinbildende und berufsbildende Schulen - Länder des Bundesgebietes - 

Stand: Oktober 1967 


Land e r 

Gosch locht 

Durchschnitt 1. 
Bevölkerung 

Insgesamt 

Volksschulen 

Sonderschulen 

Sondersdiulklasscn 



in 1000 









Abs. 


Abs. 

" ii 

Abs. 


Schleswiq-Holstein 

männlidi 

17.4 

1 1 690 

67,10 






weiblich 

16.1 

7 388 

45,82 






zusammen 

33,6 

19 078 

56,87 





NiecU'i Sachsen 

männlich 

50,1) 

34 414 

68,85 






weiblich 

46,3 

24 238 

52,35 






zusammen 

96,3 

58 652 

60.92 





Noidihein-Wesll. 

männlich 

112,9 

44 880 

39.75 






weiblich 

107,5 

23 080 

21,48 






zusammen 

220,4 

67 960 

30,84 





Hessen 

männlich 

37,0 

18 449 

49,83 






weiblich 

34,6 

9 793 

28,28 






zusammen 

71,7 

28 242 

39,41 





Klieinlciiid-Ptcil/ 

männlich 

26,0 

8 965 

34,55 






weiblich 

24,5 

4 390 

17,89 



- 

- 


zusammen 

50,5 

13 355 

26,46 





lhiden-Wiii ! lemhq. 

männlich 

59,0 

23 348 

39,55 





weiblich 

55.8 

13 634 

24,44 






zusammen 

114,8 

36 982 

32,21 





Bayern 

männlich 

69,7 

23 898 

34,29 





weiblich 

66,8 

8 228 

12,33 






/usdmmen 

136,4 

32 126 

23,55 



- 


Saar Id nd 

männlich 

8,7 

5 256 

60,33 






weiblich 

8.3 

2 084 

25.06 






zusammen 

17,0 

7 340 

43,10 

- 

- 



Hamburg 

männlich 

10,7 

9 506 

89,18 






weiblich 

10,4 

7 377 

71.07 






zusammen 

21.0 

16 883 

80,25 





Kiemen 

männlich 

4.9 

4 549 

93,72 






weiblich 

4,6 

2 647 

57,06 






zusammen 

9,5 

7 196 

75,80 





Berlin (West) T ) 

männlich 

10,8 

11 075 

102,46 

162 

1 .50 

35 

0.32 

weiblich 

10,3 

* 10 040 

97,17 

110 

1,07 

26 

0,25 


zusammen 

21,1 

21 115 

99,88 

272 

1 29 

61 

0.29 

Bundesgebiet 

männlich 

407,0 

196 030 

48,16 

162 

0.04 

35 

0,01 

insgesamt 

weiblich 

385,3 

112 899 

29,30 

110 

0,03 

26 

0,01 

zus am inen 

792.3 

308 929 

38,99 

272 

0,03 

61 

0.01 

’l Für Berlin (West) 

gelten die Ergebnisse ans der Ethebmig 

1966. da 

litr 1967 noch 

keine* 

vollständigen 

Angahei 


Quölle: Sldtislischos Bundesamt, VII B. 


Realschulen 

Kealschulkldssen 

Gymnasien 

Uerutsschuleu 

Berutsdufbdu- 
sthulen (Voll- u. 
Teilzeitschulen) 


Beruf s- 
Icidischulmi 

Abs. 

*/■ 

Abs. 


Abs. 

" .. 

Abs. 


Abs. , 

• i 

25 

0,14 

1 754 

10,07 

9 349 

53,67 

473 

2.72 


89 

0,51 | 

4 

0.03 

1 021 

6,33 

6 272 

38.90 

9 

0,06 


82 

0.51 

29 

0,09 

2 775 

8,27 

15 621 

46,57 

482 

1,44 


171 

0,51 

39 

0,08 

4 661 

9.33 

27 880 

55,78 

1 133 

2,27 


701 

1 ,40 

11 

0,02 

2 942 

6,35 

20 569 

44,43 

30 

0,07 


686 

1,48 

50 

0,05 

7 603 

7.90 

48 449 

50,32 

1 163 

1,21 

1 

387 

1,44 

182 

0,16 

11 625 

10.30 

27 795 

24,62 

3 506 

3,11 

1 

772 

1,57 

35 

0,03 

7 276 

6,77 

13 353 

12,43 

478 

0,45 

1 

938 

1,80 

217 

0,10 

18 901 

8,58 

41 148 

18,67 

3 984 

1.81 

3 

710 

1,68 

21 

0,06 

4 575 

12.36 

1-2 259 

33,11 

I 245 

3.36 


349 

, 

0,94 

5 

0,01 

2 308 

6,66 

7 145 

20,63 

67 

0.19 


268 

0,77 

26 

0,04 

6 883 

9.6 ( 

19 404 

27,08 

1 312 

1,83 


617 

0,86 

22 

0,09 

3 219 

12.41 

4 707 

18,14 

760 

2,93 


257 

0,30 

5 

0,02 

1 970 

8.03 

1 932 

7,88 

39 

0,16 


444 

1,81 

27 

0,05 

5 189 

10.28 

6 639 

13,15 

799 

1,58 


701 

1 ,39 

59 

1 ,00 

8 702 

11.74 

12 917 

21,88 

1 288 

2,18 


382 

0,65 

14 

0,03 

4 733 

8.49 

7 571 

13.57 

106 

0.19 

1 

210 

2,17 

73 

0,06 

13 435 

11,70 

20 488 

17,85 

1 394 

1,21 

1 

592 

1 ,39 

414 

0,59 

8 292 

1 1 ,90 

13 078 

18,77 

1 735 

2,49 


379 

0,54 

142 

0,21 

3 963 

5,94 

3 486 

5.22 

333 

0,50 


304 

0,46 

556 

0.41 

12 255 

8,98 

16 564 

12,14 

2 068 

1,52 


683 

0,50 

8 

0,09 

897 

10,30 

3 540 

40.63 

613 

7,04 


198 

2,27 

5 

0,06 

480 

5,77 

1 424 

17,12 

75 

0,?)0 


10(1 

1 ,20 

13 

0,08 

1 377 

H.09 

4 964 

29.15 

688 

4.04 


298 

1,75 

59 

0,55 

1 293 

12,13 

7 404 

69,46 

285 

2,67 


465 

4,36 

17 

0,16 

906 

8.73 

5 720 

55.11 

36 

0,35 


698 

6,72 

76 

0,36 

2 199 

10,45 

13 124 

62,38 

321 

1,53 

1 

163 

5,53 

4 

0,011 

685 

14,11 

3 700 

76,23 

10» 

2.25 


51 

1 ,05 



415 

8.95 

2 178 

46.95 

7 

0,15 


47 

1,01 | 

4 

0,04 

1 100 

11,59 

5 878 

61,92 

116 

1 ,22 


98 

1.03 

440 

4.07 

1 896 

17,54 

7 909 

73.17 

244 

2,26 


389 

3,60 

312 

3,02 

1 563 

15,13 

6 959 

67,35 

23 

0,22 

1 

047 

10,13 ) 

752 

3,56 

3 459 

16,36 

14 868 

70.33 

267 

1,26 

1 

436 

6,79 j 

1 273 

0,31 

47 599 

1 1 ,69 

130 538 

32.07 

11 391 

2,80 

5 

032 

1 

1,24 ; 

559 

0,14 

27 577 

7,16 

76 609 

19,89 

1 203 

0.31 

6 

824 

1,77 j 

1 823 

0,23 

75 176 

9,49 

207 147 

26,15 

12 594 

l .59 

11 

856 

1,50 | 


I 

verbogen j 
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